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Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Es gibt Neuigkeiten, die wir Ihnen gerne mitteilen möchten:  

 

Neuerungen bei der Wegzugsbesteuerung ab 1.7.2026 

 

Zieht ein Steuerpflichtiger aus Österreich in ein anderes Land, so möchte Österreich die bei Kapital-

anlagen angefallenen stillen Reserven ein letztes Mal besteuern. Daher wurde in der Vergangenheit 

bei Wegzug (bzw beim „Verlust des Besteuerungsrechts Österreichs“, das kann auch eine Schenkung 

ins Ausland sein) eine fiktive Veräußerung der Wertpapiere unterstellt und der dabei anfallende Ge-

winn musste versteuert werden. Diese Vorgehensweise war jedoch mit den europäischen Grundfrei-

heiten nicht vereinbar. Daher wurde die Steuer bei Wegzug einer natürlichen Person in ein EU-Land 

nur berechnet, zu einer tatsächlichen Besteuerung kam es aber erst bei tatsächlicher Veräußerung 

der Wertpapiere oder bei Wegzug vom EU-Land in ein Drittland („Nichtfestsetzungskonzept“). Aller-

dings ergab sich das Problem, dass die österreichische Finanzverwaltung den Steuerpflichtigen quasi 

„aus den Augen verlor“ und daher keine Kenntnis von einer tatsächlichen Veräußerung hatte. 

Das Budgetmaßnahmengesetz 2026 sieht nun Änderungen vor, wobei für natürliche Personen wei-

terhin am Nichtfestsetzungskonzept festgehalten wird. Der Steuerpflichtige (bzw sein Rechtsnach-

folger bei grenzüberschreitenden Schenkungen) hat künftig bei Einkünften von mehr als EUR 100.000 

jährlich nachzuweisen, dass hinsichtlich der nicht festgesetzten Abgabenschuld noch kein die Fest-

setzung auslösendes Ereignis (insbesondere Veräußerung oder weiterer Wegzug in einen Drittstaat) 

eingetreten ist. 

Die betragliche Meldegrenze von mehr als EUR 100.000 bezieht sich auf ein Veranlagungsjahr, weil 

im Falle von grenzüberschreitenden Schenkungen Wegzugstatbestände auch in mehreren Veranla-

gungsjahren gesetzt werden könnten. 

Der Nachweis hat schriftlich oder über FinanzOnline (Funktion "sonstige Anbringen") zu erfolgen, 

wobei ein Depotauszug (oder eine vergleichbare Bestätigung) beizulegen ist. Im Falle eines mangel-

haften Nachweises (zB fehlende Beilage eines Depotauszuges) hat das Finanzamt den 



Steuerpflichtigen innerhalb angemessener Frist zur Verbesserung des Nachweises aufzufordern. Er-

folgt allerdings (überhaupt) kein Nachweis und wird dadurch die Nachweispflicht verletzt, gilt dies 

als tatsächliche Veräußerung und löst dadurch die Festsetzung aus. Die Nachweispflicht gilt für Nicht-

festsetzungs-anträge, über die in Bescheiden ab 1.7.2026 abgesprochen wird, und betrifft damit 

auch Wegzüge, die bereits davor erfolgt sind. 

Wurde über eine Nichtfestsetzung in Bescheiden vor dem 1.7.2026 abgesprochen, sieht die Geset-

zesänderung eine einmalige Nachweispflicht vor. Die einmalige Nachweispflicht setzt voraus, dass es 

bisher noch nicht zu einer (vollständigen) Festsetzung der ursprünglichen Steuerschuld gekommen 

ist und der der ursprünglichen Nichtfestsetzung zugrunde liegende Betrag EUR 100.000 übersteigt. 

Entsprechend hat der Steuerpflichtige (bzw sein Rechtsnachfolger) bis 31.12.2026 nachzuweisen, 

dass bisher kein die Festsetzung der noch offenen Steuerschuld auslösendes Ereignis eingetreten ist. 

Wie bei der jährlichen Nachweispflicht hat der Nachweis schriftlich oder mittels FinanzOnline zu er-

folgen. 

Die einmalige Nachweispflicht zum 31.12.2026 reicht tief in die Vergangenheit, weil gem § 209 Abs 

5 BAO das Recht auf Festsetzung erst "spätestens zehn Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem das 

rückwirkende Ereignis eingetreten ist" verjährt. Allerdings spricht der Gesetzeswortlaut ausdrücklich 

von einer "noch offenen Steuerschuld"; sollte daher das die Festsetzung auslösende Ereignis bereits 

absolut verjährt sein (zB Veräußerung im Jahr 2012), liegt insofern keine "noch offene Steuerschuld" 

vor. 

Anders als bei der jährlichen Nachweispflicht wird die Verletzung der einmaligen Nachweispflicht (für 

vergangene Nichtfestsetzung) nicht als Veräußerung fingiert. Allerdings kann die Finanzverwaltung 

bei Verletzungen der einmaligen Nachweispflicht weitere Schritte setzen, die bis zu einer Festsetzung 

der Abgabenschuld führen können. Zudem können diese weiteren Schritte der Finanzverwaltung all-

fälligen Selbstanzeigen die strafbefreiende Wirkung entziehen.  

 

 

Mit den besten Grüßen 

 

Dr Helmut Moritz LLM 

Steuerberater 
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Ihr Experte für Steuerrechtsfragen 
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